
I Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen 

STELLUNGNAHMEN 

Der Europäische Datenschutzbeauftragte 

2011/C 220/01 Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zu einem Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 89/666/EWG, 2005/56/EG und 
2009/101/EG in Bezug auf die Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern . . . . . . 1 

II Mitteilungen 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN DER EUROPÄISCHEN 
UNION 

Europäische Kommission 

2011/C 220/02 Durchführung der Artikel 35, 36, 43, 55 und 64 der Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der Kommission 
über den zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung von Treib­
hausgasemissionszertifikaten („Versteigerungsverordnung“) durch die Mitgliedstaaten und ihre Bedeutung 
für die Bestellung von Auktionsplattformen gemäß Artikel 26 der genannten Verordnung — Trans­
parenzmaßnahmen hinsichtlich der Ausschreibungsunterlagen gemäß Artikel 92 der Haushaltsordnung 
für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften und Artikel 130 Absatz 1 ihrer Durch­
führungsbestimmungen, die im Rahmen der Ernennung der einzigen Auktionsaufsicht gemäß Artikel 
24 und der Bestellung der Auktionsplattform gemäß Artikel 26 der Versteigerungsverordnung zwischen 
der Kommission und den Mitgliedstaaten ausgetauscht wurden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 

ISSN 1725-2407 
C 220 

54. Jahrgang 

26. Juli 2011 Mitteilungen und Bekanntmachungen 

(Fortsetzung umseitig) 

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

Ausgabe 
in deutscher Sprache 

Informationsnummer Inhalt 

Preis: 
3 EUR DE 

Seite

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:220:0001:0011:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:220:0012:0015:DE:PDF


IV Informationen 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN DER EUROPÄISCHEN 
UNION 

Europäische Kommission 

2011/C 220/03 Euro-Wechselkurs . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 

Berichtigungen 

2011/C 220/04 Berichtigung der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen des Mehrjahresarbeitsprogramms 2011 
für Finanzhilfen im Bereich des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) für den Zeitraum 2007-2013 (ABl. C 187 
vom 28.6.2011) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 

DE 

Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) Seite

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:220:0016:0016:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:187:SOM:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:187:SOM:DE:HTML
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2011:220:0017:0017:DE:PDF


I 

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

STELLUNGNAHMEN 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE 

Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zu einem Vorschlag für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 89/666/EWG, 2005/56/EG 
und 2009/101/EG in Bezug auf die Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaftsregistern 

(2011/C 220/01) 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 16, 

gestützt auf die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 7 und 8, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ), 

gestützt auf das Ersuchen um Stellungnahme nach Artikel 28 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 2 ), 

HAT FOLGENDE STELLUNGNAHME ANGENOMMEN: 

I. EINLEITUNG 

1. Am 24. Februar 2011 verabschiedete die Europäische 
Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie des Euro­
päischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 

Richtlinien 89/666/EWG, 2005/56/EG und 2009/101/EG 
in Bezug auf die Verknüpfung von Zentral-, Handels- und 
Gesellschaftsregistern ( 3 ) („Vorschlag“) und konsultierte an­
schließend den EDSB hierzu. 

2. Der EDSB begrüßt den Umstand, dass er gemäß Artikel 28 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 konsultiert 
worden ist und in der Präambel des Vorschlags auf die 
vorliegende Stellungnahme verwiesen wird. 

1.1 Ziele des Vorschlags 

3. Ziel des Vorschlags ist es, die grenzübergreifende Zusam­
menarbeit und den Informationsaustausch zwischen Unter­
nehmensregistern im Europäischen Wirtschaftsraum zu er­
leichtern und zu intensivieren und auf diese Weise die 
Transparenz und die Zuverlässigkeit grenzübergreifend ver­
fügbarer Informationen zu verbessern. Effiziente Verfahren 
für die administrative Zusammenarbeit im Hinblick auf 
Unternehmensregister sind von entscheidender Bedeutung, 
da sie das Vertrauen in den europäischen Binnenmarkt 
erhöhen, indem sie sicherere geschäftliche Rahmenbedin­
gungen für Verbraucher, Gläubiger und andere Geschäfts­
partner gewährleisten, den Verwaltungsaufwand reduzieren 
und die Rechtssicherheit verbessern. Besonders wichtig ist 
die Intensivierung der administrativen Zusammenarbeit in 
Bezug auf Unternehmensregister in Europa bei Verfahren 
für grenzübergreifende Verschmelzungen oder Sitzverlage­
rungen und bei der Aktualisierung von Einträgen auslän­
discher Zweigniederlassungen in Fällen, in denen Koope­
rationsmechanismen derzeit fehlen oder nicht ausreichen. 

4. Zu diesem Zweck richtet sich der Vorschlag auf die folgen­
den Änderungen von drei bestehenden Richtlinien:
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( 1 ) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. 
( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 

( 3 ) Zur Vereinfachung werden die „Zentral-, Handels- und Gesellschafts­
register“ in dieser Stellungnahme im Folgenden als „Unternehmens­
register“ bezeichnet.



— Die Änderungen der Richtlinie 2009/101/EG ( 1 ) zielen 
darauf ab, den grenzübergreifenden Zugang zu amtli­
chen Unternehmensinformationen zu erleichtern, indem 
i) ein elektronisches Netz von Unternehmensregistern 
geschaffen und ii) festgelegt wird, welche aktuellen In­
formationen Dritten in elektronischer Form über eine(n) 
gemeinsame(n) europäische(n) multilinguale(n) Platt­
form/Zugang mindestens zur Verfügung zu stellen sind; 

— die Änderungen der Richtlinie 89/666/EWG ( 2 ) sollen 
gewährleisten, dass das Unternehmensregister einer Ge­
sellschaft den Unternehmensregistern ausländischer 
Zweigniederlassungen in ganz Europa aktuelle Informa­
tionen über den Status des Unternehmens liefert; 

— die Änderungen der Richtlinie 2005/56/EG ( 3 ) zielen 
darauf ab, die Verfahren für die administrative Zusam­
menarbeit zwischen Unternehmensregistern bei grenz­
übergreifenden Verschmelzungen zu verbessern. 

1.2 Hintergrund des Vorschlags 

5. In jedem Mitgliedstaat gibt es Unternehmensregister, die 
entweder auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene 
angesiedelt sind. Im Jahr 1968 wurden gemeinsame Vor­
schriften verabschiedet, die Mindeststandards für die Offen­
legung (Eintragung und Veröffentlichung) von Unterneh­
mensinformationen festlegten ( 4 ). Seit dem 1. Januar 2007 
müssen die Mitgliedstaaten außerdem elektronische Unter­
nehmensregister führen ( 5 ) und Dritten ermöglichen, online 
auf den Inhalt der Register zuzugreifen. 

6. Einige europäische Rechtsakte sehen eine Zusammenarbeit 
in Bezug auf die Unternehmensregister unterschiedlicher 
Mitgliedstaaten ausdrücklich vor, um die Verschmelzung 
von Kapitalgesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaa­
ten ( 6 ) und die grenzübergreifende Sitzverlagerung der Eu­

ropäischen Gesellschaft (SE) ( 7 ) und der Europäischen Ge­
nossenschaft (SCE) ( 8 ) zu fördern. 

7. Im Jahr 1992 wurde eine freiwillige Kooperation im Hin­
blick auf Unternehmensregister in Europa geschaffen. Mitt­
lerweile umfasst das Europäische Unternehmensregister 
(„EBR“, European Business Register) ( 9 ) amtliche Unterneh­
mensregister von 19 Mitgliedstaaten und sechs weiteren 
europäischen Ländern. Zwischen 2006 und 2009 war das 
EBR an dem Forschungsprojekt BRITE ( 10 ) beteiligt, das eine 
technische Plattform für die Interoperabilität von Unterneh­
mensregistern in ganz Europa entwickeln sollte. Die im 
Vorschlag enthaltene Folgenabschätzung weist jedoch da­
rauf hin, dass das EBR im Hinblick auf Erweiterung, Finan­
zierung und Governance mit erheblichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen hat: Laut Folgenabschätzung ist die bisherige 
Kooperation in ihrer derzeitigen Form für potenzielle Nut­
zer nicht völlig zufriedenstellend. 

1.3 Synergieeffekte mit anderen Initiativen 

8. In der Begründung des Vorschlags wird festgestellt, dass das 
Europäische E-Justiz-Portal ( 11 ) zur Plattform für den zen­
tralen Zugang zu rechtlichen Informationen, Rechts- und 
Verwaltungsorganen, Registern, Datenbanken und anderen 
Diensten in der EU ausgebaut werden soll. Außerdem wird 
bekräftigt, dass der Vorschlag das E-Justiz-Projekt ergänzt 
und dazu beitragen dürfte, dass Dritte über dieses Portal 
künftig leichter auf Unternehmensinformationen zugreifen 
können. 

9. In der Folgenabschätzung wird auf das Binnenmarkt-Infor­
mationssystem (IMI, Internal Market Information System) 
als ein weiteres maßgebliches Projekt mit potenziellen Sy­
nergieeffekten hingewiesen ( 12 ). Das IMI ist ein elektro­
nisches Hilfsmittel, das die tägliche administrative Zusam­
menarbeit zwischen den öffentlichen Verwaltungen im 
Zusammenhang mit der Dienstleistungsrichtlinie 
(2006/123/EG) und der Berufsqualifikationsrichtlinie 
(2005/36/EG) unterstützen soll. Derzeit wird das IMI erwei­
tert und die Folgenabschätzung hebt hervor, dass das IMI 
auch die Durchsetzung anderer Richtlinien — einschließlich 
im Bereich des Gesellschaftsrechts — unterstützen könnte. 

II. MASSGEBENDE BESTIMMUNGEN DES VORSCHLAGS 

10. Artikel 3 des Vorschlags enthält mehrere Änderungen der 
Richtlinie 2009/101/EG. Davon sind zwei Änderungen von 
erheblicher datenschutzrechtlicher Bedeutung.
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( 1 ) Richtlinie 2009/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. September 2009 zur Koordinierung der Schutzbestimmun­
gen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des 
Artikels 48 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesellschafter 
sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleich­
wertig zu gestalten (ABl. L 258 vom 1.10.2009, S. 11). 

( 2 ) Elfte Richtlinie 89/666/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 
über die Offenlegung von Zweigniederlassungen, die in einem Mit­
gliedstaat von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen errichtet 
wurden, die dem Recht eines anderen Staates unterliegen (ABl. 
L 395 vom 30.12.1989, S. 36). 

( 3 ) Richtlinie 2005/56/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Oktober 2005 über die Verschmelzung von Kapitalgesell­
schaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten (ABl. L 310 vom 
25.11.2005, S. 1). 

( 4 ) Richtlinie 2009/101/EG, oben vollständig angeführt. Artikel 1 der 
Richtlinie beschränkt die Geltung der Bestimmungen der Richtlinie 
auf „die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung“. 

( 5 ) Richtlinie 2003/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Juli 2003 zur Änderung der Richtlinie 68/151/EWG des 
Rates in Bezug auf die Offenlegungspflichten von Gesellschaften 
bestimmter Rechtsformen (ABl. L 221 vom 4.9.2003, S. 13). 

( 6 ) Richtlinie 2005/56/EG, oben vollständig angeführt. 

( 7 ) Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 
über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (ABl. L 294 vom 
10.11.2001, S. 1). 

( 8 ) Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates vom 18. August 2003 
über das Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE) (ABl. L 207 
vom 18.8.2003, S. 1). 

( 9 ) http://www.ebr.org/ 
( 10 ) http://www.briteproject.eu 
( 11 ) https://e-justice.europa.eu/home.do 
( 12 ) http://ec.europa.eu/internal_market/imi-net/index_de.html

http://www.ebr.org/
http://www.briteproject.eu
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2.1 Veröffentlichung von Informationen über eine(n) 
gemeinsame(n) europäische(n) elektronische(n) Platt­

form/Zugang 

11. Artikel 2 der Richtlinie 2009/101/EG enthält bereits in 
seiner derzeitigen Fassung die Verpflichtung, in jedem Mit­
gliedstaat bestimmte Mindestinformationen in einem Unter­
nehmensregister offenzulegen, damit sich Dritte Informatio­
nen über Unternehmen verschaffen können. Wie bereits in 
Abschnitt 1.2 dargelegt wurde, müssen die Mitgliedstaaten 
außerdem elektronische Unternehmensregister führen und 
Dritten ermöglichen, online auf den Inhalt dieser Register 
zuzugreifen. 

12. Artikel 2 enthält eine Aufzählung von elf grundlegenden 
Unternehmensinformationen, die veröffentlicht werden 
müssen. Hierzu zählen unter anderem: 

— der Errichtungsakt, die Satzung und etwaige diesbezüg­
liche Änderungen; 

— das gezeichnete Kapital; 

— die Unterlagen der Rechnungslegung; 

— jede Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; 

— die Auflösung der Gesellschaft; eine gerichtliche Ent­
scheidung, in der die Nichtigkeit der Gesellschaft aus­
gesprochen wird; die Bestellung von Liquidatoren; der 
Abschluss der Liquidation; die Löschung der Gesell­
schaft im Register. 

13. Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist der Umstand bedeu­
tend, dass Artikel 2 darüber hinaus die Verpflichtung ent­
hält, „die Bestellung, das Ausscheiden sowie die Personalien“ 
(Hervorhebung nur hier) der Personen, die i) befugt sind, 
die Gesellschaft zu vertreten, und/oder ii) in sonstiger Weise 
an der „Verwaltung, Beaufsichtigung oder Kontrolle“ der 
Gesellschaft teilnehmen, offenzulegen. 

14. Die Aufzählung der nach Artikel 2 offenzulegenden Punkte 
wird durch den Vorschlag nicht geändert. Auch die Ver­
pflichtung der Mitgliedstaaten, die Informationen elektro­
nisch verfügbar zu machen, ist nicht neu. Die Neuerung 
des Vorschlags besteht darin, dass die Informationen, die 
bislang nur verstreut und oft nur in lokalen Sprachen und 
über lokale Websites verfügbar waren, künftig über eine(n) 
gemeinsame(n) europäische(n) elektronische(n) Plattform/ 
Zugang in einer multilingualen Umgebung leicht abgerufen 
werden können. 

15. Zu diesem Zweck fügt der Vorschlag einen neuen 
Artikel 3a in die Richtlinie ein. Dieser bestimmt: „Die Mit­
gliedstaaten sorgen dafür, dass die in Artikel 2 genannten 

Urkunden und Angaben, die bei dem zuständigen Register 
hinterlegt wurden, auf Anfrage für jeden Antragsteller über 
eine gemeinsame, von jedem Mitgliedstaat aus zugängliche 
europäische Elektronikplattform in elektronischer Form er­
hältlich sind.“ Die weiteren Einzelheiten überlässt der Vor­
schlag delegierten Rechtsakten. 

2.2 Interoperabilität und Verknüpfung von Unterneh­
mensregistern: Einrichtung eines elektronischen Netzes 

16. Darüber hinaus fügt der Vorschlag einen neuen Artikel 4a 
in die Richtlinie 2009/101/EG ein, der bestimmt: „Die Mit­
gliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um si­
cherzustellen, dass die [Unternehmensregister] interoperabel 
sind und ein elektronisches Netz … bilden.“ Auch hier 
überlässt der Vorschlag die weiteren Einzelheiten delegier­
ten Rechtsakten. 

2.3 Datenschutzrechtliche Bestimmungen 

17. Im Hinblick auf datenschutzrechtliche Bedenken enthält der 
Vorschlag eine spezielle datenschutzrechtliche Vorschrift, 
die in alle drei Richtlinien aufzunehmen ist und bestimmt: 
„Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusam­
menhang mit [der] Richtlinie gilt die Richtlinie 95/46/EG...“ 

III. KOMMENTARE UND EMPFEHLUNGEN DES EDSB 

3.1 Einleitung: Ausgewogene Berücksichtigung der An­
forderungen an Transparenz und Privatsphäre 

18. Der EDSB teilt die Auffassung der Kommission, dass i) der 
Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnolo­
gien die Zusammenarbeit im Hinblick auf Unternehmens­
register effizienter gestalten kann und ii) eine verbesserte 
Zugänglichkeit von Informationen des Unternehmensregis­
ters die Transparenz erhöhen kann. Daher unterstützt der 
EDSB die Ziele des Vorschlags. Seine Kommentare sind im 
Licht dieser konstruktiven Herangehensweise zu bewerten. 

19. Gleichzeitig weist der EDSB darauf hin, dass eine verbes­
serte Zugänglichkeit personenbezogener Daten auch eine 
erhöhte Gefährdung dieser personenbezogenen Daten bein­
haltet. Beispielsweise kann die korrekte Identifizierung des 
Vertreters einer Gesellschaft leichter erfolgen, wenn seine 
Privatadresse offengelegt wird, doch die Offenlegung könnte 
auch sein Recht auf den Schutz personenbezogener Daten 
beeinträchtigen. Dies gilt insbesondere für personenbezo­
gene Daten, die im Internet in großem Umfang digital 
und in mehreren Sprachen über eine leicht zugängliche 
europäische Plattform verfügbar gemacht werden. 

20. Bis in die jüngste Vergangenheit wurden personenbezogene 
Daten aus Unternehmensregistern (z. B. Name, Adresse und 
Unterschriftsprobe eines Direktors) in Papierform und einer 
lokalen Sprache veröffentlicht, oftmals nur nach persönli­
chem Erscheinen des Antragstellers beim örtlichen Register­
amt. Es ist zu beachten, dass sich diese Situation von einer 
digitalen Veröffentlichung der Daten über einen nationalen
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elektronischen Zugang qualitativ unterscheidet. Die Ver­
öffentlichung personenbezogener Daten über eine leicht 
zugängliche europaweite Plattform bzw. entsprechende Zu­
gänge geht noch einen Schritt weiter und erhöht die Zu­
gänglichkeit der Informationen sowie die Gefahren für den 
Schutz personenbezogener Daten der Betroffenen. 

21. Zu den (aufgrund der einfachen Verfügbarkeit der Daten in 
digitaler Form über einen gemeinsamen elektronischen Zu­
gang) drohenden Gefahren zählen Identitätsdiebstahl und 
sonstige kriminelle Handlungen sowie die Gefahr, dass die 
offengelegten Informationen von Unternehmen rechtswid­
rig gesammelt und — nachdem Profile der Betroffenen 
erstellt wurden — zu kommerziellen, ursprünglich nicht 
vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Ohne angemes­
sene Schutzbestimmungen können die Informationen auch 
an Dritte verkauft oder mit sonstigen Informationen ver­
bunden und an die Regierungen zurückverkauft werden, 
um für fremde und nicht offengelegte Zwecke (z. B. Ein­
treibung von Steuern oder strafrechtliche bzw. verwaltungs­
rechtliche Ermittlungen) verwendet zu werden, ohne dass 
eine geeignete Rechtsgrundlage gegeben wäre ( 1 ). 

22. Aus diesem Grund muss sorgfältig geprüft werden, welche 
personenbezogenen Informationen über die gemeinsame 
europäische Plattform verfügbar gemacht werden sollten 
und welche zusätzlichen datenschutzrechtlichen Garantien 
— einschließlich technischer Maßnahmen zur Beschrän­
kung von Such- und Downloadfunktionen und zur Ein­
schränkung von Data Mining — gelten sollten. 

3.2 Wichtige datenschutzrechtliche Garantien sollten 
im Vorschlag selbst und nicht in delegierten Rechts­

akten festgelegt werden 

23. Wie bereits in den Abschnitten 2.1 und 2.2 dargelegt, sind 
die vorgeschlagenen Artikel 3a und 4a der Richtlinie 
2009/101/EG sehr allgemein gehalten und die Regelung 
vieler zentraler Fragen wird delegierten Rechtsakten über­
lassen. 

24. Zwar erkennt der EDSB an, dass Flexibilität und somit 
delegierte Rechtsakte erforderlich sind, doch er weist darauf 
hin, dass es sich bei den notwendigen datenschutzrecht­
lichen Garantien um wesentliche Vorschriften handelt, die 
der Wortlaut des Richtlinienvorschlags selbst ausdrücklich 
und eindeutig festlegen sollte. In dieser Hinsicht können sie 
nicht als „nicht wesentliche Vorschriften“ angesehen wer­
den, die später in delegierten Rechtsakten gemäß 
Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union festgelegt werden können. 

25. Daher empfiehlt der EDSB, die datenschutzrechtlichen Be­
stimmungen des Vorschlags genauer abzufassen und über 
einen bloßen Verweis auf die Richtlinie 95/46/EG hinaus­
zugehen (siehe Abschnitte 3.4 bis 3.13). Zusätzliche Vor­
schriften zur Umsetzung bestimmter Schutzbestimmungen 
können anschließend in delegierten Rechtsakten auf der 
Grundlage einer Konsultation des EDSB und gegebenenfalls 
der nationalen Datenschutzbehörden festgelegt werden 
(siehe Abschnitte 3.5, 3.6, 3.8, 3.9, 3.10, 3.12 und 3.13). 

3.3 Auch andere wesentliche Bestandteile der vor­
geschlagenen Maßnahmen sollten im Vorschlag selbst 

erläutert werden 

26. Der Vorschlag lässt nicht nur wichtige datenschutzrecht­
liche Garantien vermissen, sondern ist auch in anderen 
Bereichen sehr offen gehalten. Insbesondere wird es den 
delegierten Rechtsakten überlassen, die wesentlichen Vor­
schriften zur Realisierung der vorgeschlagenen i) Verknüp­
fung von Unternehmensregistern und ii) Veröffentlichung 
von Daten festzulegen. 

27. Eine eindeutige Regelung dieser anderen wesentlichen Vor­
schriften des Vorschlags ist notwendige Voraussetzung für 
den Erlass angemessener datenschutzrechtlicher Garantien. 
Daher empfiehlt der EDSB, diese wesentlichen Vorschriften 
im Richtlinienvorschlag selbst zu regeln (siehe Abschnitte 
3.4 und 3.5). 

3.4 Governance: Funktionen, Zuständigkeiten und 
Aufgaben sollten im Richtlinienvorschlag erläutert 

werden 

28. In seiner derzeitigen Fassung überlässt es der Vorschlag den 
delegierten Rechtsakten, die Regeln für Governance, Verwal­
tung, Betrieb und Vertretung des elektronischen Netzes fest­
zulegen ( 2 ). 

29. Zwar identifizieren die Folgenabschätzung und die Begrün­
dung einige Synergieeffekte mit dem IMI und dem E-Justiz- 
Portal, doch der Wortlaut des Richtlinienvorschlags lässt 
verschiedene Optionen offen, bei denen einige oder alle 
dieser Synergieeffekte realisiert würden, einschließlich einer 
Neuausrichtung des EBR, des Einsatzes des IMI für be­
stimmte Zwecke des Datenaustauschs und/oder der Nut­
zung des E-Justiz-Portals als Plattform/Zugang für die Ver­
öffentlichung von Informationen aus den Unternehmens­
registern. 

30. Auch andere Optionen werden nicht ausgeschlossen, z. B. 
eine Ausschreibung für Entwicklung und Betrieb des elek­
tronischen Netzes oder eine aktive Beteiligung der Kommis­
sion an Entwicklung und Betrieb des Systems. Auch Ver­
treter der Mitgliedstaaten können an der Führungsstruktur 
des elektronischen Netzes beteiligt werden.
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( 1 ) In der Tat gibt es einen wachsenden Markt für den Verkauf derarti­
ger Unternehmensinformationen: Die Dienstleister dieses Marktes 
bewerten die Vertrauenswürdigkeit von Unternehmen/Einzelper­
sonen auf der Grundlage von Informationen, die bei zahlreichen 
Stellen erhoben werden, u. a. bei Unternehmensregistern, gericht­
lichen Registern, Insolvenzregistern etc. 

( 2 ) Siehe der vorgeschlagene Wortlaut von Artikel 4a Absatz 3 Buch­
stabe a der Richtlinie 2009/101/EG.



31. Auch wenn der Vorschlag in seiner derzeitigen Fassung eine 
„gemeinsame europäische Elektronikplattform“ (Hervor­
hebung nur hier) vorsieht, ist es nicht ausgeschlossen, 
dass der Wortlaut während des Gesetzgebungsverfahrens 
im Sinne einer dezentraleren Struktur geändert wird. 

32. Darüber hinaus stellt der EDSB fest, dass die Verknüpfung 
von Unternehmensregistern mit anderen Datenbanken (z. 
B. Grundbuch oder Personenstandsregister) im derzeitigen 
Vorschlag zwar nicht speziell berücksichtigt wird, technisch 
jedoch gewiss möglich ist und in einigen Mitgliedstaaten 
bereits realisiert wird ( 1 ). 

33. Die einzelnen Optionen können zu völlig unterschiedliche 
Governance-Modelle für das elektronische Netz und das 
elektronische Hilfsmittel, die bei der Veröffentlichung ver­
wendet werden, führen. Dies wirkt sich wiederum auf die 
Funktionen und Aufgaben der Beteiligten aus und führt 
auch aus datenschutzrechtlicher Perspektive dazu, dass 
sich die Funktionen und Aufgaben ändern. 

34. In diesem Zusammenhang betont der EDSB, dass es in allen 
Fällen, in denen personenbezogene Daten verarbeitet wer­
den, von entscheidender Bedeutung ist, den „für die Ver­
arbeitung Verantwortlichen“ korrekt zu identifizieren. Auch 
die Artikel-29-Datenschutzgruppe hat dies in ihrer Stellung­
nahme 1/2010 zu den Begriffen „für die Verarbeitung Ver­
antwortlicher“ und „Auftragsverarbeiter“ hervorgehoben ( 2 ). 
Die klare und eindeutige Identifizierung des für die Ver­
arbeitung Verantwortlichen ist vor allem deshalb so wich­
tig, weil sie der Klärung der Frage dient, wer für die Ein­
haltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen verant­
wortlich ist und welches Recht gilt ( 3 ). 

35. In der Stellungnahme der Artikel-29-Datenschutzgruppe 
wird Folgendes festgehalten: „Wenn nicht ausreichend klar 
ist, wer welcher Verpflichtung unterliegt — wenn beispiels­
weise niemand verantwortlich ist oder wenn es mehrere 
mögliche für die Verarbeitung Verantwortliche gibt, — 
dann besteht das offensichtliche Risiko, dass nur unzurei­
chende oder überhaupt keine Maßnahmen durchgeführt 
werden und die Rechtsvorschriften wirkungslos bleiben.“ 

36. Der EDSB weist darauf hin, dass Klarheit besonders in Si­
tuationen erforderlich ist, in denen mehrere Akteure zu­
sammenarbeiten. Dies ist häufig der Fall, wenn Informati­
onssysteme der EU für öffentliche Zwecke genutzt werden, 
wobei der Zweck der Verarbeitung im EU-Recht definiert 
ist. 

37. Aus diesen Gründen empfiehlt der EDSB, im Wortlaut des 
Richtlinienvorschlags ausdrücklich und in klarer und un­
missverständlicher Form festzulegen, 

— ob das elektronische Netz von der Kommission oder 
Dritten betrieben wird und ob es eine zentrale oder 
dezentrale Struktur haben soll; 

— welche Aufgaben und Zuständigkeiten alle an der Da­
tenverarbeitung und der Governance des elektronischen 
Netzes Beteiligten haben, einschließlich der Kommis­
sion, der Vertreter der Mitgliedstaaten, der Stellen, die 
Unternehmensregister führen, und etwaiger Dritter; und 

— wie das Verhältnis zwischen dem elektronischen Sys­
tem, das im Vorschlag vorgesehen ist, und anderen Ini­
tiativen wie dem IMI, dem E-Justiz-Portal und dem EBR 
auszugestalten ist. 

38. Aus datenschutzrechtlicher Sicht sollten diese Klarstellun­
gen auch deshalb bestimmt und unmissverständlich formu­
liert werden, damit auf der Grundlage des Richtlinienvor­
schlags ermittelt werden kann, ob ein bestimmter Akteur 
als „für die Verarbeitung Verantwortlicher“ oder als „Auf­
tragsverarbeiter“ anzusehen ist. 

39. Grundsätzlich sollte der Vorschlag ausdrücklich klarstellen, 
dass — wie aus dem derzeitigen Entwurf insgesamt hervor­
zugehen scheint — sowohl die Stellen, die Unternehmens­
register führen, als auch der/die Betreiber des Systems je­
weils im Hinblick auf ihre eigenen Tätigkeiten als für die 
Verarbeitung Verantwortliche angesehen werden sollten. Da 
der Vorschlag in seiner derzeitigen Fassung die Governance- 
Struktur nicht beschreibt und die/den Betreiber des elektro­
nischen Systems nicht definiert, kann jedoch nicht aus­
geschlossen werden, dass einige der Stellen, die das System 
letztendlich in der Praxis betreiben werden, eher als Auf­
tragsverarbeiter und nicht als für die Verarbeitung Verant­
wortliche tätig werden. Dies kann insbesondere der Fall 
sein, wenn ein streng weisungsgebundener Dritter mit der 
Tätigkeit beauftragt wird. In jedem Fall gibt es anscheinend 
mehrere — mindestens einen in jedem Mitgliedstaat — für 
die Verarbeitung Verantwortliche: nämlich die Stellen, die 
die Unternehmensregister führen. Der Umstand, dass even­
tuell weitere (private) Stellen als Betreiber, „Verteiler“ oder 
in sonstiger Weise beteiligt sind, ist in dieser Hinsicht un­
erheblich. Jedenfalls sollte dies im Richtlinienvorschlag aus 
Gründen der Klarheit und Rechtssicherheit festgelegt 
werden.
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( 1 ) Da der Vorschlag in seiner derzeitigen Fassung keine Verknüpfung 
vorsieht, wird diese Frage zum jetzigen Zeitpunkt in der Stellung­
nahme des EDSB nicht näher erörtert. Dennoch weist der EDSB 
darauf hin, dass eine gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung und 
zusätzliche angemessene datenschutzrechtliche Garantien erforder­
lich werden, wenn eine Verknüpfung in Betracht gezogen wird. 

( 2 ) Siehe Artikel 2 Buchstabe d und e der Richtlinie 95/46/EG und der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001; sowie die Stellungnahme 1/2010 
vom 16. Februar 2010 der Artikel-29-Datenschutzgruppe zu den 
Begriffen „für die Verarbeitung Verantwortlicher“ und „Auftragsver­
arbeiter“ (WP169). 

( 3 ) Da die datenschutzrechtlichen Vorschriften innerhalb Europas nicht 
völlig harmonisiert sind, ist die Identität des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen maßgeblich, damit geklärt werden kann, welches 
nationale Recht anwendbar ist. Darüber hinaus ist diese Frage auch 
für die Entscheidung maßgeblich, ob die Richtlinie 95/46/EG oder 
die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 anwendbar ist: Wenn die Kom­
mission (auch) für die Verarbeitung verantwortlich ist, dann ist die 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 (auch) anwendbar, wie in Abschnitt 
3.11 dargelegt wird.



40. Schlussendlich sollte der Vorschlag auch die Zuständigkei­
ten, die sich aus diesen Funktionen ableiten, genauer und 
umfassender beschreiben. Beispielsweise sollte die Funktion 
des Betreibers, eine datenschutzfreundliche Ausgestaltung 
des Systems zu gewährleisten, sowie seine Koordinierungs­
funktion im Hinblick auf datenschutzrechtliche Fragen in 
den Vorschlag aufgenommen werden. 

41. Der EDSB stellt fest, dass alle diese Klarstellungen auch für 
die Klärung der Frage, welche Datenschutzaufsichtsbehör­
den für welche Verarbeitungen personenbezogener Daten 
zuständig sind, maßgeblich sein werden. 

3.5 Rahmen und Rechtsgrundlage für Datenverkehr/ 
Verfahren für die administrative Zusammenarbeit soll­

ten im Richtlinienvorschlag definiert werden 

42. Der derzeitige Entwurf sieht anscheinend nicht vor, dass 
das elektronische Netz alle Informationen, die in den ein­
zelnen Unternehmensregistern geführt werden, automatisch 
allen anderen Unternehmensregistern in allen anderen Mit­
gliedstaaten zur Verfügung stellt: Der Vorschlag schreibt 
nur die Verknüpfung und Interoperabilität von Unterneh­
mensregistern vor und regelt somit die Bedingungen, unter 
denen künftig Informationsaustausch und Zugang möglich 
sein wird. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte der Vor­
schlag klarstellen, ob diese Auslegung zutreffend ist. 

43. Darüber hinaus enthält der Vorschlag auch keine Angaben 
dazu, was für ein Datenverkehr bzw. welche Verfahren für 
die administrative Zusammenarbeit über die verknüpften 
Unternehmensregister stattfinden dürfen ( 1 ). Der EDSB ist 
der Auffassung, dass eine gewisse Flexibilität erforderlich 
sein könnte, damit auch zukünftigen Anforderungen Rech­
nung getragen werden kann. In Anbetracht dessen ist es 
nach Ansicht des EDSB von entscheidender Bedeutung, dass 
der Vorschlag den Rahmen festlegt, der für künftig über das 
elektronische Netz stattfindende Datenflüsse und Verfahren 
der administrativen Zusammenarbeit gilt. Dies ist besonders 
wichtig, damit gewährleistet ist, dass i) jeder Datenaustausch 
auf einer soliden Rechtsgrundlage erfolgt und ii) angemes­
sene datenschutzrechtliche Garantien vorhanden sind. 

44. Nach Auffassung des EDSB sollte jeder Datenaustausch so­
wie sonstige datenverarbeitende Tätigkeiten, die über das 
elektronische Netz stattfinden (z. B. Veröffentlichung per­
sonenbezogener Daten über die gemeinsame Plattform bzw. 
den gemeinsamen Zugang), auf einem verbindlichen 
Rechtsakt der EU basieren, der auf einer soliden Rechts­

grundlage verabschiedet wurde. Dies sollte im Richtlini­
envorschlag eindeutig festgelegt werden ( 2 ). 

3.6 Auch weitere wichtige Fragen, die delegierten 
Rechtsakten überlassen werden, sollten vom Richtlini­

envorschlag erfasst sein 

45. Der Vorschlag sieht ferner vor, dass die folgenden Bereiche 
in delegierten Rechtsakten geregelt werden ( 3 ): 

— die Bedingungen, unter denen Länder außerhalb des 
Europäischen Wirtschaftsraums am elektronischen 
Netz teilnehmen können; 

— die Mindestsicherheitsstandards für das elektronische 
Netz und 

— Standards für Format, Inhalt und Beschränkungen für 
Speicherung und Abruf der Angaben und Urkunden, 
die den automatischen Datenaustausch ermöglichen. 

46. Im Hinblick auf den ersten und zweiten Spiegelstrich ist der 
EDSB der Auffassung, dass bestimmte wesentliche Schutz­
bestimmungen im Richtlinienvorschlag selbst enthalten sein 
sollten (siehe Abschnitte 3.12 und 3.13). Die Einzelheiten 
können in delegierten Rechtsakten geregelt werden. 

47. Im Hinblick auf den automatischen Datenaustausch begrüßt 
der EDSB, dass der Vorschlag delegierten Rechtsakten vor­
schreibt, „Standards für Format, Inhalt und Beschränkungen 
für Speicherung und Abruf der Angaben und Urkunden, die 
den automatischen Datenaustausch ermöglichen“ zu be­
stimmen. 

48. Um diesen Bereich eindeutiger zu regeln, empfiehlt der 
EDSB, in der vorgeschlagenen Richtlinie selbst unmissver­
ständlich festzulegen, dass das elektronische Netz i) be­
stimmte, auf Einzelfallbasis und manuell vorzunehmende 
Datenaustauschvorgänge zwischen Unternehmensregistern 
(wie in einem EU-Rechtsakt z. B. bei Verschmelzung oder 
Sitzverlegung vorgesehen) und ii) automatische Datenüber­
mittlungen (wie in einem EU-Rechtsakt für die Aktualisie­
rung von Informationen im Register für ausländische 
Zweigniederlassungen vorgesehen) ermöglicht.
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( 1 ) Hiervon ausgenommen ist — in gewissem Umfang — der Daten­
verkehr im Fall grenzübergreifender Verschmelzungen, Sitzverlage­
rungen und Aktualisierungen von Informationen zu Zweigniederlas­
sungen. Diese Fälle werden im Vorschlag gesondert behandelt. 

( 2 ) In diesem Zusammenhang und für den Fall, dass in einem Bereich 
des Binnenmarkts, der nicht durch einen speziellen Rechtsakt der EU 
geregelt ist, eine Datenverarbeitung erforderlich werden könnte, for­
dert der EDSB dazu auf, über die Modalitäten eines rechtlichen Rah­
mens nachzudenken, der — eventuell in Verbindung mit allgemei­
nen Bestimmungen des Vertrags — ermöglichen würde, spezielle 
Bestimmungen in der vorgeschlagenen Richtlinie und weiteren dele­
gierten Rechtsakten vorzusehen, die eine aus datenschutzrechtlicher 
Sicht angemessene Rechtsgrundlage liefern. Darüber hinaus sollte die 
vorgeschlagene Richtlinie festlegen, ob Unternehmensregister das 
elektronische Netz und den gemeinsamen Zugang dafür nutzen dür­
fen, personenbezogene Daten auszutauschen oder zu veröffentlichen, 
wenn dies nicht in einem Rechtsakt der EU vorgesehen ist, sondern 
das nationale Recht dies erlaubt oder vorschreibt. 

( 3 ) Siehe vorgeschlagener Wortlaut von Artikel 4a Absatz 3 der Richt­
linie 2009/101/EG.



49. Zur weiteren Klarstellung empfiehlt der EDSB darüber hi­
naus eine Änderung des vorgeschlagenen Wortlauts für den 
maßgeblichen Artikel 4a Absatz 3 Buchstabe i der Richt­
linie 2009/101/EG im Sinne einer Gewährleistung, dass i) 
delegierte Rechtsakte sowohl manuelle als auch automati­
sche Datenaustauschvorgänge lückenlos erfassen, ii) alle 
Verarbeitungen, die personenbezogene Daten betreffen kön­
nen, erfasst sind (nicht nur Speicherung und Abruf) und iii) 
spezielle datenschutzrechtliche Bestimmungen in delegier­
ten Rechtsakten auch die praktische Anwendung der maß­
geblichen Datenschutzbestimmungen garantieren. 

50. Zur Veranschaulichung könnte Artikel 4a Absatz 3 Buch­
stabe i zum Beispiel wie folgt geändert werden: 

„i) Format, Inhalt und Beschränkungen für jegliche manu­
ellen oder automatischen Datenverarbeitungen, die un­
ter Verwendung des Netzes vorgenommen werden, ein­
schließlich Übermittlung, Speicherung und Abruf von 
Informationen, sowie spezielle Maßnahmen, die erfor­
derlich sein können, um die praktische Anwendung der 
maßgeblichen Datenschutzbestimmungen zu garantie­
ren“ 

3.7 Die Kategorien der verarbeiteten personenbezoge­
nen Daten sollten im Richtlinienvorschlag näher erläu­

tert werden 

51. Vorab weist der EDSB darauf hin, dass die Namen (und 
möglicherweise sonstige Angaben wie z. B. die Privatadres­
sen) der Unternehmensvertreter (und sonstiger Personen, 
die an der Leitung von Unternehmen beteiligt sind) zwar 
ohne Zweifel die offensichtlichsten personenbezogenen Da­
ten sind, die über das elektronische Netz verarbeitet und/ 
oder über die gemeinsame elektronische Plattform ver­
öffentlicht werden können, doch handelt es sich dabei kei­
neswegs um die einzigen personenbezogenen Informatio­
nen, die in Unternehmensregistern geführt werden. 

52. Erstens können einige der in Artikel 2 der Richtlinie 
2009/101/EG aufgeführten Urkunden (z. B. Errichtungsakt, 
Satzung und Unterlagen der Rechnungslegung) auch per­
sonenbezogene Daten anderer Menschen beinhalten. Diese 
Daten können u. a. die folgenden Informationen betreffen: 
Namen, Adressen, ggf. Identifikationsnummern und Ge­
burtsdaten und sogar eingescannte Unterschriftsproben ver­
schiedener Personen, einschließlich der Unternehmensgrün­
der, Anteilseigner, Rechtsanwälte, Buchhalter, Angestellten 
und Notare des Unternehmens. 

53. Zweitens könnten Unternehmensdaten, wenn sie mit dem 
Namen einer Person (z. B. einem Direktor) verknüpft wer­
den, ebenfalls als personenbezogene Daten im Hinblick auf 
diese Person angesehen werden. Wenn aus den Daten des 
Unternehmensregisters beispielsweise hervorgeht, dass eine 
bestimmte Person dem Vorstand eines Unternehmens an­
gehört, das sich in einem Liquidationsverfahren befindet, ist 
diese Information auch für die betroffene Person relevant. 

54. Damit eindeutig feststeht, welche personenbezogenen Da­
ten verarbeitet werden, und gewährleistet ist, dass der Um­
fang der verarbeiteten Daten in einem angemessenen Ver­

hältnis zu den Zielen des Vorschlags steht, empfiehlt der 
EDSB die Klarstellungen, die nachstehend im vorliegenden 
Abschnitt 3.7 erläutert werden. 

Der Begriff „Personalien“ sollte im Richtlinienvorschlag eindeutig 
geregelt sein 

55. Artikel 2 der Richtlinie 2009/101/EG definiert nicht, wel­
che „Personalien“ der Betroffenen (Vertreter der Gesellschaft 
und sonstige Personen, die an der Unternehmensführung 
beteiligt sind) offengelegt werden müssen. 

56. In der Tat geht aus den verschiedenen Sprachfassungen des 
Vorschlags hervor, dass der Begriff „Personalien“ sehr un­
terschiedlich übersetzt wird. Beispielsweise heißt es in der 
französischen Fassung „l’identité des personnes“ (deutsch: 
die Identität der Personen), in der italienischen Fassung „le 
generalità delle persone“ (deutsch: Angaben zur Person, z. 
B. Vorname und Nachname), in der ungarischen Fassung 
„személyek adatai“ (deutsch: Daten der Personen), in der 
niederländischen Fassung „de identiteit van de personen“ 
(deutsch: die Identität der Personen) und in der rumä­
nischen Fassung „identitatea persoanelor“ (deutsch: die Iden­
tität der Personen). 

57. Zudem werden in einigen Mitgliedstaaten die Privatadressen 
der Direktoren von Unternehmen und/oder anderer Per­
sonen, z. B. Anteilseigner, standardmäßig im Internet ver­
öffentlicht. In anderen Mitgliedstaaten werden diese Infor­
mationen aus Vertraulichkeitsgründen, u. a. aus Furcht vor 
Identitätsdiebstahl, von dem Unternehmensregister, an das 
sie übermittelt werden, vertraulich behandelt. 

58. Der EDSB empfiehlt eine Änderung von Artikel 2 der 
Richtlinie 2009/101/EG zur Klarstellung, ob und welche 
personenbezogenen Daten zusätzlich zu den Namen der 
Betroffenen (Vertreter der Gesellschaft und sonstige Per­
sonen, die an der Unternehmensführung beteiligt sind) of­
fengelegt werden müssen. Dabei ist das Bedürfnis nach 
Transparenz und genauer Identifizierung dieser Personen 
zu berücksichtigen, doch es muss auch mit anderen kon­
kurrierenden Belangen abgewogen werden, z. B. dem not­
wendigen Schutz der Privatsphäre der Betroffenen ( 1 ). 

59. Wird aufgrund der unterschiedlichen nationalen Praktiken 
keine Einigung erzielt, sollte Artikel 2 zumindest in dem 
Sinne geändert werden, dass „der vollständige Name der 
Betroffenen und — soweit nach nationalem Recht aus­
drücklich vorgeschrieben — weitere Informationen, die 
für ihre Identifikation benötigt werden“ offengelegt werden
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( 1 ) Bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung sollten insbesondere die Krite­
rien, die der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil Schecke und 
Eifert (Urteil des EuGH vom 9. November 2010 in den verbundenen 
Rechtssachen C-92/09 und C-93/09; siehe insbesondere Randnrn. 
81, 65 und 86) aufgestellt hat, berücksichtigt werden. Im Urteil 
Schecke hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, dass sich die 
Ausnahmen und Einschränkungen in Bezug auf den Schutz der 
personenbezogenen Daten auf das absolut Notwendige beschränken 
müssen. Darüber hinaus war der Europäische Gerichtshof der Auf­
fassung, dass die Organe verschiedene Modalitäten der Veröffent­
lichung prüfen und sich für eine Art der Veröffentlichung entschei­
den sollten, die im Einklang mit dem Zweck der Veröffentlichung 
steht, zugleich aber auch den geringstmöglichen Eingriff in das Recht 
der Betroffenen auf Achtung ihres Privatlebens im Allgemeinen und 
auf Schutz ihrer personenbezogenen Daten im Besonderen darstellt.



müssen. Somit wäre klar erkennbar, dass es den Mitglied­
staaten überlassen bleibt, durch innerstaatliche Rechtsvor­
schriften zu entscheiden, ob und welche „Personalien“ zu­
sätzlich zum Namen offenzulegen sind, und dass zusätzli­
che personenbezogene Daten nur offengelegt werden müs­
sen, wenn dies für die Identifikation der Betroffenen erfor­
derlich ist. 

60. Alternativ und in Anbetracht des Umstands, dass Artikel 2 
eine Aufzählung von „Mindestinformationen“ enthält und 
keine umfassende Harmonisierung des Inhalts von Unter­
nehmensregistern in ganz Europa bezweckt, könnte der 
Begriff „Personalien“ einfach durch die Formulierung „die 
vollständigen Namen“ ersetzt werden. Auch in diesem Fall 
bliebe die Entscheidung, ob und welche zusätzlichen Infor­
mationen gegebenenfalls offenzulegen sind, den Mitglied­
staaten überlassen. 

Die Formulierung „Verwaltung, Beaufsichtigung oder Kontrolle“ 
sollte näher erläutert werden 

61. Artikel 2 der Richtlinie 2009/101/EG enthält darüber hi­
naus die Verpflichtung, Informationen über Personen offen­
zulegen, die an der „Verwaltung, Beaufsichtigung oder Kon­
trolle“ der Gesellschaft teilnehmen. Aus dieser weit gefass­
ten Formulierung geht nicht eindeutig hervor, ob Informa­
tionen über Anteilseigner offengelegt werden müssen, ins­
besondere Informationen über Anteilseigner, die i) über 
einen wesentlichen, beeinflussenden oder kontrollierenden 
Anteil jenseits eines bestimmten Schwellenwerts verfügen 
oder ii) aufgrund von Sonderaktien (Golden Shares), beson­
deren vertraglichen Vereinbarungen oder aus sonstigem 
Grund die tatsächliche Kontrolle über die Gesellschaft aus­
üben oder wirksam Einfluss nehmen. 

62. Der EDSB erkennt an, dass die Vorschrift weit formuliert 
sein muss, um die zahlreichen unterschiedlichen Strukturen 
zu erfassen, die derzeit im Bereich der Unternehmensfüh­
rung in den Mitgliedstaaten vorzufinden sind. Dennoch ist 
es aus datenschutzrechtlicher Sicht wichtig, dass hinsicht­
lich der Gruppen von Betroffenen, deren Daten offengelegt 
werden dürfen, Rechtssicherheit herrscht. Daher empfiehlt 
der EDSB eine Änderung von Artikel 2 der Richtlinie 
2009/101/EG zur Klarstellung, ob und welche personenbe­
zogenen Daten im Hinblick auf Anteilseigner offengelegt 
werden müssen. Dabei muss auch eine Verhältnismäßig­
keitsprüfung im Sinne des Urteils Schecke (wie oben ange­
führt) durchgeführt werden. 

Offenlegung von Informationen jenseits der Mindestanforderun­
gen; schwarze Listen 

63. Zwar enthält der Vorschlag keine Bestimmung, die den 
Austausch oder die Veröffentlichung personenbezogener 
Daten jenseits der Mindestanforderungen von Artikel 2 
der Richtlinie 2009/101/EG verlangt, doch er schließt 
auch nicht aus, dass Mitgliedstaaten ihre Unternehmens­
register nach eigenem Ermessen verpflichten, weitere per­
sonenbezogene Daten zu verarbeiten oder offenzulegen 
und über die gemeinsame europäische Plattform zur Ver­
fügung zu stellen und/oder diese Daten mit Unternehmens­
registern in anderen Mitgliedstaaten auszutauschen. 

64. Dies ist im Hinblick auf „schwarze Listen“ besonders heikel. 
In einigen Ländern dient das elektronische Register de facto 
auch als „schwarze Liste“, da beliebige Dritte über ein elek­
tronisches Portal nach Informationen über Unternehmens­
vertreter, die ihre Tätigkeiten nicht mehr ausüben dürfen, 
suchen können. 

65. Hierzu empfiehlt der EDSB, im Vorschlag klarzustellen, ob 
und in welchem Umfang die Mitgliedstaaten nach eigenem 
Ermessen und auf der Grundlage ihres nationalen Rechts 
gegebenenfalls mehr Informationen über das gemeinsame 
Portal veröffentlichen und/oder miteinander austauschen 
dürfen. Dabei sollte eine strenge Verhältnismäßigkeitsprü­
fung (siehe Urteil Schecke, oben angeführt) auf der Grund­
lage nationaler Rechtsvorschriften und unter Berücksichti­
gung der Ziele des Binnenmarktes durchgeführt werden. 

66. Darüber hinaus schlägt der EDSB vor, den nationalen Da­
tenschutzbehörden eine Funktion zu übertragen, die die 
Ausübung dieser Befugnisse eingrenzt, z. B. im Rahmen 
einer Konsultation. 

67. Wenn beabsichtigt wäre, solche „schwarzen Listen“ in ei­
nem europäischen System ausdrücklich vorzuschreiben, 
dann sollte dies nach Ansicht des EDSB ausdrücklich im 
Richtlinienvorschlag festgelegt werden ( 1 ). 

3.8 Garantien für die Zweckbindung, Bestimmungen 
zum Schutz vor Datensammlung, Data Mining, Daten­

verknüpfung und unangemessenen Suchabfragen 

68. Der EDSB empfiehlt, in der vorgeschlagenen Richtlinie aus­
drücklich vorzusehen, dass in allen Fällen, in denen per­
sonenbezogene Daten veröffentlicht oder in sonstiger Weise 
von Unternehmensregistern untereinander ausgetauscht 
werden, angemessene Schutzbestimmungen festgelegt wer­
den sollten, insbesondere zum Schutz vor Datensammlun­
gen, Data Mining, Datenverknüpfungen und unangemesse­
nen Suchabfragen, damit gewährleistet ist, dass personen­
bezogene Daten, die aus Gründen der Transparenz verfüg­
bar gemacht wurden, nicht für sonstige fremde Zwecke 
missbraucht werden ( 2 ). 

69. Insbesondere bekräftigt der EDSB die Notwendigkeit, ge­
mäß dem Grundsatz des eingebauten Datenschutzes (pri­
vacy by design) technische und organisatorische Maßnah­
men zu erwägen (siehe Abschnitt 3.14). Die praktische 
Umsetzung dieser Schutzbestimmungen kann delegierten 
Rechtsakten überlassen werden. Die Grundsätze sollten je­
doch im Richtlinienvorschlag selbst geregelt sein.
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( 1 ) Da der Vorschlag dies in seiner derzeitigen Fassung nicht vorsieht, 
wird diese Frage in der Stellungnahme des EDSB zum jetzigen Zeit­
punkt nicht näher erörtert. Dennoch weist der EDSB darauf hin, dass 
eine gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung und zusätzliche ange­
messene datenschutzrechtliche Garantien erforderlich werden, wenn 
eine solche Regelung in Betracht gezogen wird. 

( 2 ) Siehe Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 95/46/EG und 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.



3.9 Information der Betroffenen und Transparenz 

70. Der EDSB empfiehlt, eine ausdrückliche Bestimmung in die 
vorgeschlagene Richtlinie aufzunehmen, nach der Informa­
tionen im Sinne der Artikel 10 und 11 der Richtlinie 
95/46/EG (und entsprechender Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001, soweit maßgeblich) den Betroffe­
nen wirksam und umfassend zur Verfügung gestellt werden 
müssen. Darüber hinaus und abhängig von der zu verein­
barenden Governance-Struktur und den Funktionen und 
Aufgaben der verschiedenen Beteiligten kann die vor­
geschlagene Richtlinie ausdrücklich vorsehen, dass der Be­
treiber des Systems bei der Benachrichtigung der Betroffe­
nen und der Bereitstellung sonstiger Informationen auf sei­
ner Website eine proaktive Rolle übernimmt, auch „im 
Namen“ der Unternehmensregister. Nähere Einzelheiten 
können, soweit erforderlich, in delegierten Rechtsakten 
oder später in einem Datenschutz-Grundsatzdokument fest­
gelegt werden. 

3.10 Recht auf Auskunft, Berichtigung und Löschung 

71. Der Vorschlag sollte zumindest einen Verweis auf die Ver­
pflichtung enthalten, die Modalitäten einer Regelung (in 
delegierten Rechtsakten) auszuarbeiten, die den Betroffenen 
eine Ausübung ihrer Rechte ermöglicht. Darüber hinaus 
sollte auf die Möglichkeit verwiesen werden, ein Daten­
schutzmodul und Lösungen für einen eingebauten Daten­
schutz im Hinblick auf eine Zusammenarbeit der Behörden 
im Bereich der Auskunftsrechte sowie ein „Empowerment 
der Betroffenen“, soweit relevant, zu entwickeln. 

3.11 Anwendbares Recht 

72. Da auch die Kommission und andere Organe/Einrichtungen 
der EU personenbezogene Daten im elektronischen Netz 
verarbeiten können (z. B. als Netzbetreiber oder durch Ab­
ruf personenbezogener Daten aus dem Netz), sollte auch 
ein Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 einge­
fügt werden. 

73. Außerdem sollte klargestellt werden, dass die Richtlinie 
95/46/EG auf Unternehmensregister sowie andere Beteiligte, 
die nach den nationalen Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten tätig werden, anwendbar ist, während die Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001 für die Kommission und andere 
Organe und Einrichtungen der EU gilt. 

3.12 Übermittlung personenbezogener Daten an Dritt­
staaten 

74. Bei der Übermittlung personenbezogener Daten durch eine 
Stelle, die ein Unternehmensregister in der EU führt, an 
eine Stelle, die ein Unternehmensregister in einem Drittstaat 
führt, in dem kein angemessenes Schutzniveau für per­

sonenbezogene Daten existiert, müssen nach Ansicht des 
EDSB zwei Fälle unterschieden werden: 

— Fälle, in denen die personenbezogenen Daten schon in 
einem öffentlichen Register verfügbar sind (z. B. über 
die gemeinsame europäische Plattform), und 

— Fälle, in denen die personenbezogenen Daten nicht öf­
fentlich zugänglich sind. 

75. Im ersten Fall sieht Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe f der 
Richtlinie 95/46/EG vorbehaltlich des Vorliegens bestimm­
ter Bedingungen eine Ausnahme vor, wenn „die Übermitt­
lung aus einem [öffentlichen] Register erfolgt“. Wenn z. B. 
die Stelle, die ein Unternehmensregister in einem EU-Land 
führt, einen bestimmten personenbezogenen Datensatz (z. 
B. im Zusammenhang mit der Eintragung ausländischer 
Zweigstellen) an eine Stelle, die ein Unternehmensregister 
in einem Drittstaat führt, übermitteln möchte und diese 
Daten bereits öffentlich verfügbar sind, sollte die Übermitt­
lung in jedem Fall möglich sein, selbst wenn das fragliche 
Drittland kein angemessenes Schutzniveau bietet. 

76. Im zweiten Fall empfiehlt der EDSB, im Vorschlag klar­
zustellen, dass die Übermittlung von öffentlich nicht ver­
fügbaren Daten an Einrichtungen oder Personen in Dritt­
staaten, die keinen angemessenen Schutz bieten, nur zuläs­
sig ist, wenn der für die Verarbeitung Verantwortliche aus­
reichende Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privat­
sphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten der Per­
sonen sowie hinsichtlich der Ausübung der damit verbun­
denen Rechte bietet. Diese Garantien können sich insbeson­
dere aus entsprechenden Vertragsklauseln gemäß Artikel 26 
Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG ergeben ( 1 ). Soweit diese 
Datenübermittlungen an Drittstaaten den systematischen 
Datenaustausch von Unternehmensregistern in zwei oder 
mehr EU-Ländern beinhalten oder es aus sonstigem Grund 
wünschenswert ist, dass Maßnahmen auf EU-Ebene getrof­
fen werden, könnten Vertragsklauseln auch auf EU-Ebene 
ausgehandelt werden (Artikel 26 Absatz 4). 

77. Der EDSB weist darauf hin, dass andere Ausnahmen wie z. 
B. die Ausnahme in Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe d für 
Fälle, in denen „die Übermittlung entweder für die Wah­
rung eines wichtigen öffentlichen Interesses oder zur Gel­
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechts­
ansprüchen vor Gericht erforderlich oder gesetzlich vor­
geschrieben ist“, nicht verwendet werden sollten, um syste­
matische Datenübermittlungen an Drittländer, die über das 
elektronische Netz erfolgen, zu rechtfertigen.
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( 1 ) Soweit die Möglichkeit besteht, dass in einigen Fällen die Kommis­
sion zu den Akteuren zählt, die Daten an Drittstaaten übermitteln 
können, sollte auch auf Artikel 9 Absätze 1 und 7 der Verordnung 
(EG) Nr. 45/2001 verwiesen werden.



3.13 Rechenschaftspflicht und eingebauter Daten­
schutz 

78. Der EDSB empfiehlt, im Vorschlag ausdrücklich auf den 
Grundsatz der Rechenschaftspflicht ( 1 ) zu verweisen und 
dessen Umsetzung anzustreben und einen eindeutigen Rah­
men für angemessene interne Mechanismen und Kontroll­
systeme festzulegen, der die Einhaltung der datenschutz­
rechtlichen Bestimmungen gewährleistet und nachweist, z. 
B. durch die folgenden Maßnahmen: 

— Durchführung einer Folgenabschätzung für die Privat­
sphäre (einschließlich Analyse von Sicherheitsrisiken) 
vor Entwicklung des Systems; 

— Annahme und gegebenenfalls Aktualisierung eines 
förmlichen datenschutzrechtlichen Grundsatzdokuments 
(mit Durchführungsvorschriften), auch im Hinblick auf 
ein Sicherheitskonzept; 

— Durchführung regelmäßiger Prüfungen, um zu bewer­
ten, ob die datenschutzrechtlichen und sicherheitsbezo­
genen Grundsätze weiterhin angemessen sind und ein­
gehalten werden; 

— (zumindest teilweise) Veröffentlichung der Ergebnisse 
dieser Prüfungen zur Absicherung der Betroffenen im 
Hinblick auf die Einhaltung datenschutzrechtlicher Be­
stimmungen und 

— Meldung datenschutzrechtlicher Verstöße und sonstiger 
sicherheitsrelevanter Vorfälle. 

79. Der Vorschlag sollte sich ausdrücklich auf den Grundsatz 
des eingebauten Datenschutzes ( 2 ) beziehen und diese 
Selbstverpflichtung auch durch konkrete Maßnahmen um­
setzen. Insbesondere sollte der Vorschlag vorsehen, dass das 
elektronische Netz sicher und solide konzipiert ist und 
standardmäßig mit zahlreichen datenschutzrechtlichen Ga­
rantien ausgestattet wird. Nachstehend werden einige Bei­
spiele für eingebaute datenschutzrechtliche Bestimmungen 
aufgeführt: 

— ein dezentraler Ansatz, bei dem Daten in einer einzigen 
„Masterquelle“ gespeichert werden und jeder „Verteiler“ 
seine Daten nur aus dieser „Masterquelle“ erhält (so ist 
gewährleistet, dass die Daten auf dem aktuellen Stand 
sind); 

— automatische Verfahren, die nach inkonsistenten und 
fehlerhaften Informationen suchen; 

— eingeschränkte Suchmöglichkeiten, die nur solche Daten 
indizieren, die im Hinblick auf den Zweck angemessen 
und verhältnismäßig sind; 

— sonstige Schutzmechanismen zur Verhinderung/Be­
schränkung von Massendownloads, Data Mining und 
unangemessenen Suchabfragen und zur Gewährleistung 
einer angemessenen Zweckbindung; Garantien zur Ver­
hinderung oder Beschränkung der Möglichkeiten Drit­
ter, das Suchformular für Datensammlungen und zur 
Erstellung von Profilen einzelner Personen (z. B. 
„captcha“ ( 3 ) oder eine Registrierungspflicht für Zahlun­
gen) zu verwenden; 

— integrierte Systemfunktionen, die den Betroffenen die 
wirksame Ausübung ihrer Rechte erleichtern; integrierte 
Funktionen, die den Unternehmensregistern die Koope­
ration im Hinblick auf Auskunftsersuchen von Betrof­
fenen ermöglichen; 

— Verfahren für den Umgang mit Informationen über An­
tragsteller, die Daten aus dem öffentlichen Register si­
cher und datenschutzgerecht heruntergeladen haben 
und 

— Prüfpfadmechanismen. 

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN 

80. Der EDSB unterstützt die Ziele des Vorschlags. Seine Kom­
mentare sind im Licht dieser konstruktiven Herangehens­
weise zu bewerten. 

81. Der EDSB weist darauf hin, dass die notwendigen daten­
schutzrechtlichen Garantien ausdrücklich und eindeutig im 
Wortlaut der Richtlinie selbst enthalten sein sollten, da es 
sich um wesentliche Vorschriften handelt. Zusätzliche Be­
stimmungen zur Umsetzung bestimmter Garantien können 
anschließend in delegierten Rechtsakten geregelt werden. 

82. Die Bereiche Governance, Funktionen, Zuständigkeiten und 
Aufgaben müssen im Richtlinienvorschlag behandelt wer­
den. Zu diesem Zweck sollte die vorgeschlagene Richtlinie 
die folgenden Fragen regeln: 

— ob das elektronische Netz von der Kommission oder 
Dritten betrieben wird und ob es eine zentrale oder 
dezentrale Struktur haben soll; 

— welche Aufgaben und Zuständigkeiten alle an der Da­
tenverarbeitung und der Governance des elektronischen 
Netzes Beteiligten haben, einschließlich der Kommis­
sion, der Vertreter der Mitgliedstaaten, der Stellen, die 
Unternehmensregister führen, und etwaiger Dritter;
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( 1 ) Siehe Abschnitt 7 der Stellungnahme des EDSB zur Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Euro­
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss „A comprehensive ap­
proach on personal data protection in the European Union“ vom 
14. Januar 2011, http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/ 
mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2011/11-01-14_ 
Personal_Data_Protection_EN.pdf 

( 2 ) Siehe oben. 

( 3 ) „Captcha“ ist ein Challenge-Response-Test (Frage-Antwort-Test), der 
sicherstellen soll, dass die Antwort nicht von einem Computer ge­
neriert wird.

http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2011/11-01-14_Personal_Data_Protection_EN.pdf
http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2011/11-01-14_Personal_Data_Protection_EN.pdf
http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2011/11-01-14_Personal_Data_Protection_EN.pdf


— wie das Verhältnis zwischen dem im Vorschlag vorgese­
henen elektronischen System und anderen Initiativen 
wie dem IMI, dem E-Justiz-Portal und dem EBR aus­
zugestalten ist und 

— wie anhand bestimmter und eindeutiger Kriterien fest­
gestellt werden kann, ob ein bestimmter Akteur als „für 
die Verarbeitung Verantwortlicher“ oder als „Auftrags­
verarbeiter“ anzusehen ist. 

83. Jede datenverarbeitende Tätigkeit, die über das elektronische 
Netz stattfindet, sollte auf einem verbindlichen Rechtsakt 
basieren, z. B. einem besonderen Rechtsakt der Europäi­
schen Union, der sich auf eine solide Rechtsgrundlage 
stützt. Dies sollte im Richtlinienvorschlag eindeutig fest­
gelegt werden. 

84. Die Vorschriften zum anwendbaren Recht sollten eindeuti­
ger formuliert werden und einen Hinweis auf die Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001 enthalten. 

85. Im Hinblick auf die Übermittlung personenbezogener Da­
ten an Drittländer sollte der Vorschlag klarstellen, dass 
grundsätzlich — mit Ausnahme der Fälle gemäß 
Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe f der Richtlinie 95/46/EG 
— Übermittlungen an Einrichtungen oder Personen in 
Drittstaaten, die keinen angemessenen Schutz bieten, nur 
zulässig sind, wenn der für die Verarbeitung Verantwort­
liche ausreichende Garantien hinsichtlich des Schutzes der 
Privatsphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten der 
Personen sowie hinsichtlich der Ausübung der damit ver­
bundenen Rechte bietet. Diese Garantien können sich ins­
besondere aus entsprechenden Vertragsklauseln gemäß 
Artikel 26 der Richtlinie 95/46/EG ergeben. 

86. Darüber hinaus sollte die Kommission sorgfältig prüfen, mit 
welchen technischen und organisatorischen Maßnahmen si­
chergestellt werden kann, dass der Schutz der Privatsphäre 
und der Datenschutz in die Architektur des elektronischen 
Netzes „eingebaut“ werden („eingebauter Datenschutz“) und 
geeignete Mechanismen vorhanden sind, die die Einhaltung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen gewährleisten 
und nachweisen („Rechenschaftspflicht“). 

87. Zudem empfiehlt der EDSB: 

— Die vorgeschlagene Richtlinie sollte unmissverständlich 
festlegen, dass das elektronische Netz i) einerseits be­
stimmte manuell vorzunehmende Datenaustauschvor­
gänge zwischen Unternehmensregistern und ii) anderer­

seits automatische Datenübermittlungen ermöglicht. 
Der Vorschlag sollte dergestalt geändert werden, dass 
i) delegierte Rechtsakte sowohl manuelle als auch auto­
matische Datenaustauschvorgänge lückenlos erfassen, ii) 
alle Verarbeitungen, die personenbezogene Daten be­
treffen können, erfasst sind (nicht nur Speicherung 
und Abruf) und iii) spezielle datenschutzrechtliche Be­
stimmungen in delegierten Rechtsakten auch die prak­
tische Anwendung der maßgeblichen Datenschutz­
bestimmungen garantieren. 

— Der Vorschlag sollte eine Änderung von Artikel 2 der 
Richtlinie 2009/101/EG beinhalten, die klarstellt, ob 
und welche personenbezogenen Daten zusätzlich zu 
den Namen der Betroffenen offengelegt werden müssen. 
Außerdem sollte geklärt werden, ob Daten im Hinblick 
auf Anteilseigner offengelegt werden müssen. Dabei ist 
das Bedürfnis nach Transparenz und genauer Identifi­
zierung dieser Personen zu berücksichtigen, doch es 
muss auch mit anderen konkurrierenden Belangen ab­
gewogen werden, z. B. der notwendigen Gewährleistung 
des Rechts auf Schutz der personenbezogenen Daten 
der Betroffenen. 

— Der Vorschlag sollte klarstellen, ob die Mitgliedstaaten, 
vorbehaltlich zusätzlicher datenschutzrechtlicher Garan­
tien, auf der Grundlage ihres nationalen Rechts gegebe­
nenfalls mehr Informationen über das gemeinsame Por­
tal veröffentlichen (und/oder mehr Informationen mit­
einander austauschen) dürfen. 

— Die vorgeschlagene Richtlinie sollte ausdrücklich vor­
sehen, dass personenbezogene Daten, die aus Gründen 
der Transparenz verfügbar gemacht wurden, nicht für 
sonstige fremde Zwecke missbraucht werden und dass 
hierfür technologische und organisatorische Maßnah­
men im Sinne des Grundsatzes des eingebauten Daten­
schutzes durchgeführt werden. 

— Außerdem sollte der Vorschlag spezielle Garantien ent­
halten, denen zufolge die Bereitstellung den Betroffenen 
anzuzeigen ist und in delegierten Rechtsakten die Mo­
dalitäten einer Vereinbarung, die den Betroffenen die 
Ausübung ihrer Rechte ermöglicht, auszuarbeiten sind. 

Brüssel, den 6. Mai 2011 

Giovanni BUTTARELLI 
Stellvertretender Europäischer 

Datenschutzbeauftragter
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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Durchführung der Artikel 35, 36, 43, 55 und 64 der Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der 
Kommission über den zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der 
Versteigerung von Treibhausgasemissionszertifikaten („Versteigerungsverordnung“) durch die 
Mitgliedstaaten und ihre Bedeutung für die Bestellung von Auktionsplattformen gemäß Artikel 26 

der genannten Verordnung 

Transparenzmaßnahmen hinsichtlich der Ausschreibungsunterlagen gemäß Artikel 92 der 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften und 
Artikel 130 Absatz 1 ihrer Durchführungsbestimmungen, die im Rahmen der Ernennung der 
einzigen Auktionsaufsicht gemäß Artikel 24 und der Bestellung der Auktionsplattform gemäß 
Artikel 26 der Versteigerungsverordnung zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten 

ausgetauscht wurden 

(2011/C 220/02) 

1. Einleitung 

Nach der 2008 als Teil des Klima- und Energiepakets vereinbarten Überarbeitung des Emissionshandels­
systems („EHS“) soll die Versteigerung von Zertifikaten ab der dritten, im Jahr 2013 beginnenden 
Handelsperiode nicht mehr die Ausnahme, sondern die Regel sein ( 1 ). Außerdem sollen ab 2012 auch 
15 % der Zertifikate für den Luftverkehr versteigert werden ( 2 ). Die Kommission wurde beauftragt, eine 
Verordnung über den zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung 
von Zertifikaten zu erlassen ( 3 ). Die Kommission hat diese Verordnung (die „Versteigerungsverordnung“) 
am 12. November 2010 angenommen ( 4 ). 

In den Artikeln 24 und 26 der Versteigerungsverordnung sind für die Ernennung der einzigen Auktions­
aufsicht und die Bestellung der gemeinsamen Auktionsplattformen gemeinsame Vergabeverfahren der 
Kommission und der Mitgliedstaaten vorgesehen. 

Die gemeinsamen Vergabeverfahren für die Ernennung der einzigen Auktionsaufsicht und die Bestellung 
der gemeinsamen Auktionsplattformen werden in einer gemeinsam durchgeführten Maßnahme gemäß 
Artikel 91 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 
25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf­
ten ( 5 ) (die „Haushaltsordnung“) und Artikel 125c der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der 
Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom)
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( 1 ) Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 
über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32). 

( 2 ) Artikel 3c Absatz 1 und Artikel 3d Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft 
und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32). 

( 3 ) Artikel 3d Absatz 3 und Artikel 10 Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG in geänderter Fassung. 
( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 der Kommission über den zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige 

Aspekte der Versteigerung von Treibhausgasemissionszertifikaten gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft 
(ABl. L 302 vom 18.11.2010, S. 1). 

( 5 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1).



Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften ( 1 ) (die „Durchführungsbestimmungen“) durchgeführt. 

Nach Artikel 125c Absatz 3 der Durchführungsbestimmungen legen die Kommission und die Mitglied­
staaten die praktischen Regeln für die Durchführung des gemeinsamen Vergabeverfahrens fest. Die 
Kommission und die Mitgliedstaaten werden die praktischen Regeln für die Durchführung der gemein­
samen Vergabeverfahren mittels einer Vereinbarung über das gemeinsame Vergabeverfahren für die 
Ernennung der einzigen Auktionsaufsicht und einer weiteren Vereinbarung über das gemeinsame Ver­
gabeverfahren für die Bestellung der gemeinsamen Auktionsplattformen festlegen. 

2. Ausschreibung eines geregelten Markts als Auktionsplattform nach der Versteigerungsverord­
nung 

Gemäß der Versteigerungsverordnung ( 2 ) dürfen Versteigerungen nur in einem geregelten Markt durch­
geführt werden, der nach der Richtlinie über Märkte für Finanzinstrumente ( 3 ) (im Folgenden „MiFID“ 
genannt) zugelassen ist. Ein solcher geregelter Markt sollte nach dem Verfahren der öffentlichen Auftrags­
vergabe in Übereinstimmung mit dem EU-Recht beauftragt werden. 

Schreiben die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 26 der Versteigerungsverordnung den geregelten Markt in 
einer gemeinsam mit der Kommission durchgeführten Maßnahme gemäß Artikel 91 Absatz 1 Unter­
absatz 3 der Haushaltsordnung aus, so finden gemäß Artikel 125c Absatz 1 der Durchführungsbestim­
mungen die auf die Kommission anwendbaren Vergaberegeln Anwendung. 

Schreiben die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 30 der Versteigerungsverordnung ihre eigene Auktionsplatt­
form aus, so erfolgt dies anhand eines Auswahlverfahrens, das mit dem einschlägigen EU-Recht und den 
einzelstaatlichen Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe vereinbar ist. Deutschland, Polen und 
das Vereinigte Königreich haben beschlossen, jeweils eine eigene Auktionsplattform zu bestellen. 

Je nachdem, wie die MiFID in einzelstaatliches Recht umgesetzt wurde, müssen die Mitgliedstaaten 
möglicherweise ihre Rechtsvorschriften zur Umsetzung der MiFID ändern, damit die in ihrem Hoheits­
gebiet niedergelassenen geregelten Märkte (und deren Betreiber ( 4 )) zur Versteigerung der Auktionsobjekte 
gemäß Artikel 4 Absätze 2 und 3 der Versteigerungsverordnung zugelassen werden können. Artikel 35 
Absatz 4 der Versteigerungsverordnung verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht, ihre Rechtsvorschriften zur 
Umsetzung der MiFID dahingehend zu ändern, dass die in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen gere­
gelten Märkte (und ihre Betreiber) zur Versteigerung der Auktionsobjekte gemäß der Versteigerungsver­
ordnung zugelassen werden können. 

Bei der Ausschreibung von Auktionsplattformen gemäß Artikel 26 Absätze 1 und 2 der Versteigerungs­
verordnung in einem gemeinsamen Vergabeverfahren der Mitgliedstaaten und der Kommission werden 
die Aufträge gemäß Artikel 97 Absatz 1 der Haushaltsordnung auf der Grundlage der Zuschlagskriterien 
vergeben, nachdem die Befähigung der Wirtschaftsteilenehmer, die nicht aufgrund der Ausschlusskriterien 
ausgeschlossen sind, anhand der Auswahlkriterien geprüft wurde. Außerdem können gemäß Artikel 135 
Absatz 3 der Durchführungsbestimmungen Bewerber oder Bieter aufgefordert werden, etwa durch eine 
beeidete Erklärung, eine Bescheinigung oder eine ausdrückliche Vollmacht den Nachweis zu erbringen, 
dass sie nach geltendem Recht zur Erbringung der Auftragsleistung befugt sind. Dies kann auch den 
Nachweis der Zulassung als geregelter Markt für die Versteigerung der Auktionsobjekte umfassen. Der 
genaue Bedarf an Nachweisen für die Einhaltung von Artikel 135 Absatz 3 der Durchführungsbestim­
mungen und die Fristen für ihre Vorlage wird Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen gemäß 
Artikel 92 der Haushaltsordnung sein, die im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe S, auf der Internet­
adresse http://ted.europa.eu/TED/main/HomePage.do ( 5 ) veröffentlicht wird. Es lässt sich allerdings nicht 
ausschließen, dass die Bewerber oder Bieter möglicherweise aufgefordert werden, die erforderlichen 
Nachweise innerhalb der Frist für den Eingang der Angebote oder der Teilnahmeanträge gemäß 
Artikel 140 der Durchführungsbestimmungen vorzulegen.
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( 1 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmun­
gen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1065/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan 
der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 1). 

( 2 ) Vgl. Artikel 35 Absatz 1 der Versteigerungsverordnung. 
( 3 ) Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 

2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und 
der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG 
des Rates (ABl. L 145 vom 30.4.2010, S. 1). 

( 4 ) Artikel 4 Absatz 1 Nummer 13 der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und 
der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG 
des Rates (ABl. L 145 vom 30.4.2010, S. 1). 

( 5 ) Sie können auch unter http://ec.europa.eu/clima/tenders/index_en.htm eingesehen werden

http://ted.europa.eu/TED/main/HomePage.do
http://ec.europa.eu/clima/tenders/index_en.htm


Um ein Angebot gemäß Artikel 135 Absatz 3 der Durchführungsbestimmungen abgeben zu können, 
müssen die Bewerber oder Bieter nur in einem Mitgliedstaat als geregelter Markt zugelassen sein. Es 
obliegt den Bewerbern oder Bietern, sich bei den Behörden der Mitgliedstaaten nach dem Stand der 
Umsetzung von Artikel 35 Absatz 4 der Versteigerungsverordnung zu erkundigen. 

3. Innerstaatliche Durchführung anderer Bestimmungen der Versteigerungsverordnung, die für die 
Bestellung eines geregelten Markts als Auktionsplattform maßgeblich sind 

Die Mitgliedstaaten müssen außerdem erforderlichenfalls ihre innerstaatlichen Vorschriften ändern, um 
Artikel 36 Absatz 1 und Artikel 43 (Marktmissbrauch), Artikel 55 Absätze 1, 3 und 4 (Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung und kriminelle Tätigkeit) und Artikel 64 Absatz 2 (außergerichtliches Verfahren 
im Rahmen des geregelten Markts) der Versteigerungsverordnung durchzuführen. 

Ob der Mitgliedstaat, in dem der als Auktionsplattform bestellte geregelte Markt (oder sein Betreiber) 
niedergelassen ist, diesen Artikel umgesetzt hat, ist zwar nicht für den Beschluss über die Auftrags­
erteilung im Rahmen des gemeinsamen Vergabeverfahrens für die Bestellung der Auktionsplattform 
maßgeblich, könnte aber eine maßgebliche Anforderung für die Ausführung des sich daraus ergebenden 
Auftrags sein. Wird die Ausführung des Auftrags aufgrund unzulänglicher Durchführung der oben 
genannten Bestimmungen durch den Mitgliedstaat, in dem der als Auktionsplattform bestellte geregelte 
Markt (oder dessen Betreiber) niedergelassen ist, beeinträchtigt, kann der Vertrag unverzüglich gekündigt 
werden. 

Wird jedoch eine Auktionsplattform durch die Umsetzung der oben genannten Artikel durch die Mit­
gliedstaaten verpflichtet, bestimmte Kapazitäten aufzubauen, ist nicht auszuschließen, dass die Auktions­
plattform in ihrem Angebot oder ihrem Teilnahmeantrag nachweisen muss, dass sie über diese Kapazi­
täten verfügt, unabhängig davon, ob der Mitgliedstaat, in dem eine Auktionsplattform niedergelassen ist, 
die Umsetzung des betreffenden Artikels der Versteigerungsverordnung in innerstaatliches Recht abge­
schlossen hat. So müssen u. a. die Mitgliedstaaten nach Artikel 55 Absatz 4 der Versteigerungsverord­
nung dafür sorgen, dass die einzelstaatlichen Maßnahmen zur Umsetzung von Artikel 34 Absatz 1 der 
Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung ( 1 ) (im Folgenden „Geldwäscherichtlinie“) für eine in ihrem Hoheits­
gebiet niedergelassene Auktionsplattform gelten. Nach den einzelstaatlichen Maßnahmen zur Umsetzung 
von Artikel 34 Absatz 1 der Geldwäscherichtlinie müssten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die 
betreffende Auktionsplattform angemessene und geeignete Strategien und Verfahren einführt, um Trans­
aktionen, die mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen, vorzubeugen und zu 
verhindern. Eine Auktionsplattform kann aufgefordert werden, ihre Kapazitäten zur Einführung dieser 
Strategien und Verfahren in ihrem Angebot oder Teilnahmeantrag nachzuweisen. Es obliegt den Bewer­
bern oder Bietern, sich bei den Behörden der Mitgliedstaaten nach dem Stand der Umsetzung von 
Artikel 36 Absatz 1, Artikel 43, Artikel 55 Absätze 1, 3 und 4 sowie Artikel 64 Absatz 2 der 
Versteigerungsverordnung zu erkundigen. 

4. Verzeichnis der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten 

Ein Verzeichnis der Mitgliedstaaten, die der Kommission mitgeteilt haben, dass sie ihr innerstaatliches 
Recht bereits entsprechend den Abschnitten 2 und 3 geändert haben oder zurzeit ändern, wird zusam­
men mit einem vorläufigen Zeitplan für deren Umsetzung in innerstaatliches Recht unter http://ec. 
europa.eu/clima/policies/ets/auctioning_en.htm veröffentlicht. Der Zweck dieses Verzeichnisses besteht 
darin, die Bewerber oder Bieter über den Stand der Umsetzung von Artikel 35, Artikel 36 Absatz 1, 
Artikel 43, Artikel 55 Absätze 1, 3 und 4 sowie Artikel 64 Absatz 2 der Versteigerungsverordnung 
innerhalb der Rechtshoheit der einzelnen Mitgliedstaaten zu informieren. Die Kommission übernimmt 
keine Haftung für die Richtigkeit, Vollständigkeit oder Aktualität dieses Verzeichnisses. 

5. Transparenzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Ausschreibungsunterlagen für die einzige 
Auktionsaufsicht und die gemeinsame Auktionsplattform 

Gemäß Artikel 90 Absatz 1 der Haushaltsordnung müssen Auftragsbekanntmachungen im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht werden. Die Ausschreibungsunterlagen sind in Artikel 130 Absatz 1 der 
Durchführungsbestimmungen aufgeführt. Nach Artikel 121 der Durchführungsbestimmungen sind auch 
andere Formen der Veröffentlichung zulässig, sofern sie der Bekanntmachung im Amtsblatt nicht voraus­
gehen und sich auf die im Amtsblatt der Europäischen Union erschienene Bekanntmachung beziehen, die 
allein verbindlich ist.
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( 1 ) ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15.
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Im Rahmen der gemeinsamen Vergabeverfahren für die Ernennung der einzigen Auktionsaufsicht gemäß 
Artikel 24 und die Bestellung der gemeinsamen Auktionsplattformen gemäß Artikel 26 der Versteige­
rungsverordnung dürften die Ausschreibungsunterlagen gemäß Artikel 92 der Haushaltsordnung und 
namentlich Artikel 130 der Durchführungsbestimmungen vertrauliche Informationen enthalten. Nach 
den Vereinbarungen über die gemeinsamen Vergabeverfahren muss die Kommission diese Informationen 
an die Mitgliedstaaten weitergeben. 

Damit alle Wirtschaftsteilnehmer gleichberechtigten Zugang zu diesen Informationen erhalten, beabsich­
tigt die Kommission, die wichtigsten Entwürfe der Ausschreibungsunterlagen für die Ernennung der 
einzigen Auktionsaufsicht und die Bestellung der gemeinsamen Auktionsplattformen zum Zeitpunkt 
ihrer Übermittlung an die Mitgliedstaaten auf der Website http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/ 
auctioning_en.htm offenzulegen. Ein veröffentlichter Entwurf kann bis zur Veröffentlichung im Amtsblatt 
auch in wesentlichen Punkten geändert werden. Die Offenlegung der Entwürfe der Ausschreibungsunter­
lagen stellen keine Veröffentlichung im Sinne von Artikel 90 Absatz 1 der Haushaltsordnung oder der 
Artikel 118, 119 und 120 der Durchführungsbestimmungen dar und ist weder für die Kommission noch 
für die an den gemeinsamen Vergabeverfahren beteiligten Mitgliedstaaten verbindlich. Verbindlich im 
Sinne von Artikel 121 Absatz 1 der Durchführungsbestimmungen sind lediglich die Bekanntmachungen 
und die damit zusammenhängenden Unterlagen für die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
lichten Ausschreibungen.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

25. Juli 2011 

(2011/C 220/03) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,4380 

JPY Japanischer Yen 112,46 

DKK Dänische Krone 7,4534 

GBP Pfund Sterling 0,88250 

SEK Schwedische Krone 9,1083 

CHF Schweizer Franken 1,1563 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,7715 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 24,388 

HUF Ungarischer Forint 268,95 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7093 

PLN Polnischer Zloty 3,9984 

RON Rumänischer Leu 4,2485 

TRY Türkische Lira 2,4719 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,3249 

CAD Kanadischer Dollar 1,3599 

HKD Hongkong-Dollar 11,2040 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,6619 

SGD Singapur-Dollar 1,7358 

KRW Südkoreanischer Won 1 518,50 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,7399 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 9,2679 

HRK Kroatische Kuna 7,4708 

IDR Indonesische Rupiah 12 258,05 

MYR Malaysischer Ringgit 4,2737 

PHP Philippinischer Peso 60,937 

RUB Russischer Rubel 39,8354 

THB Thailändischer Baht 42,795 

BRL Brasilianischer Real 2,2311 

MXN Mexikanischer Peso 16,7757 

INR Indische Rupie 63,8540

DE C 220/16 Amtsblatt der Europäischen Union 26.7.2011 
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Rahmen des Mehrjahresarbeitsprogramms 
2011 für Finanzhilfen im Bereich des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) für den Zeitraum 2007-2013 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 187 vom 28. Juni 2011) 

(2011/C 220/04) 

Die Generaldirektion Mobilität und Verkehr der Europäischen Kommission gibt eine Berichtigung der Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen im Bereich des Europäischen Eisenbahnverkehrsleitsystems im Rahmen des Mehrjahres­
arbeitsprogramms 2011 für Finanzhilfen im Bereich des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) für den Zeitraum 
2007-2013 (ABl. C 187 vom 28. Juni 2011, S. 13) bekannt. 

Der berichtigte Wortlaut der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen kann unter folgender Adresse abgerufen 
werden: 

http://tentea.ec.europa.eu/en/apply_for_funding/follow_the_funding_process/calls_for_proposals_2011.htm

DE 26.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 220/17

http://tentea.ec.europa.eu/en/apply_for_funding/follow_the_funding_process/calls_for_proposals_2011.htm










Abonnementpreise 2011 (ohne MwSt., einschl. Portokosten für Normalversand) 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 1 100 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, Papierausgabe + jährliche DVD 22 EU-Amtssprachen 1 200 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe L, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 770 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) DVD 22 EU-Amtssprachen 400 EUR pro Jahr 

Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), öffentliche Aufträge und 
Ausschreibungen, DVD, 1 Ausgabe pro Woche 

Mehrsprachig: 
23 EU-Amtssprachen 

300 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Sprache(n) gemäß Auswahl- 
verfahren 

50 EUR pro Jahr 

Das Amtsblatt der Europäischen Union, das in allen EU-Amtssprachen erscheint, kann in 22 Sprachfassungen 
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsvorschriften) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates, veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005, die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet 
sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


